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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für internationalen Handel ersucht den federführenden Ausschuss für 

Umweltfragen, öffentliche Gesundheit und Lebensmittelsicherheit, folgende Vorschläge in 

seinen Entschließungsantrag zu übernehmen: 

1. erinnert daran, dass etwa 40 % des weltweiten Handels mit pflanzlichen Ölen auf Palmöl 

entfallen und dass die EU mit annähernd 7 Millionen Tonnen pro Jahr der weltweit 

zweitgrößte Importeur von Palmöl ist; fordert die Kommission auf, gemeinsam mit den 

Mitgliedstaaten die Menge des aus Drittländern importierten Palmöls aus nicht 

nachhaltiger Erzeugung zu verringern und besser zu überwachen, indem auf zertifiziert 

nachhaltige Erzeugnisse aus pflanzlichen Ölen, darunter auch Palmölerzeugnisse, andere 

Zolltarife angewendet werden, wobei das fragliche Zertifizierungssystem im Einklang mit 

den von der Palm Oil Innovation Group (POIG) aufgestellten 

Nachhaltigkeitsanforderungen über Zertifizierungssysteme wie zum Beispiel „Roundtable 

on Sustainable Palm Oil“ (RSPO) und RSPO-next hinausgehen sollte; fordert die 

Kommission ferner auf, die Palmöl erzeugenden Länder bei der Ausarbeitung und 

Umsetzung einschlägiger Anreizstrategien und Rahmenregelungen für den Handel zu 

unterstützen, mit denen die Auswirkungen der Branche auf die Abholzung, den Verlust an 

biologischer Vielfalt, die Landnutzung, den hohen Einsatz von Chemikalien und den 

Klimawandel auf ein Minimum beschränkt werden können; 

2. ist beunruhigt darüber, dass etwa die Hälfte der illegal gerodeten Waldflächen für die 

Erzeugung von Palmöl genutzt wird, das für den EU-Markt bestimmt ist, und dass 18 % 

des illegal erzeugten Palmöls auf den EU-Markt gelangt; stellt fest, dass freiwillige 

Maßnahmen und Strategien nicht ausreichen, um für Nachhaltigkeit in der Palmölbranche 

zu sorgen, und stattdessen auch für Palmölunternehmen verbindliche Regelungen 

erforderlich sind und Zertifizierungssysteme durchgesetzt werden müssen; fordert die 

Kommission auf, einen Gesetzgebungsakt vorzuschlagen, der sich an der FLEGT-

Regelung und der Verordnung über Mineralien aus Konfliktgebieten orientiert; 

3. fordert die Kommission in diesem Zusammenhang auf, bei der Weltzollorganisation 

(WZO) eine Reform der Nomenklatur des Harmonisierten Systems (HS) anzuregen, damit 

jeweils zwischen zertifiziertem nachhaltigen und nicht nachhaltigem Palmöl und den 

jeweiligen Derivaten unterschieden werden kann; 

4. erinnert daran, dass Malaysia und Indonesien mit einem Anteil von 85-90 % an der 

Weltproduktion die größten Erzeuger von Palmöl sind und dass die steigende Nachfrage 

nach diesem Agrarrohstoff die Landnutzung unter Druck setzt und wesentliche 

Auswirkungen auf die lokalen Gemeinschaften, die Gesundheit und den Klimawandel hat; 

hebt in diesem Zusammenhang hervor, dass im Rahmen der Verhandlungen über die 

Freihandelsabkommen zwischen der EU und Indonesien, zwischen der EU und Malaysia 

und andere Freihandelsabkommen auf die Bedenken im Zusammenhang mit nicht 

nachhaltig erzeugten pflanzlichen Ölen, einschließlich Palmöl, und deren Derivaten 

eingegangen werden sollte, sowie auf verbindliche und durchsetzbare Kapitel über 

nachhaltige Entwicklung, in denen die Themen Entwaldung, Umwelt, 

Menschenrechtsverletzungen, Kinder- und Zwangsarbeit, insbesondere von Frauen, 

Zwangsräumungen und Diskriminierungen indigener Gemeinschaften und die 

Kernarbeitsnormen der IAO und deren Umsetzung abgedeckt werden; betont in diesem 
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Zusammenhang, dass der Anbau zahlreicher Palmölsubstitute zu einem Ansteigen der 

Treibhausgasemissionen und einer Beschleunigung des Entwaldungsprozesses führen 

könnte; 

5. weist darauf hin, dass Indonesien seit kurzem den dritthöchsten CO2-Ausstoß weltweit 

aufweist, die biologische Vielfalt in dem Land abnimmt und mehrere gefährdete wild 

lebende Tierarten vom Aussterben bedroht sind; 

6. begrüßt, dass die Ausdehnung des Primärwalds in Malaysia seit 1990 zugenommen hat, 

ist jedoch nach wie vor besorgt darüber, dass die Entwaldung in Indonesien derzeit mit 

einem Gesamtverlust von 0,5 % in fünf Jahren voranschreitet; 

7. unterstreicht außerdem die große Bedeutung von und den dringenden Bedarf an weiteren 

ergänzenden Maßnahmen, in die mehrere Akteure eingebunden sind, und an 

multilateralen, EU-weiten oder einzelstaatlichen Initiativen mit Blick auf die schrittweise 

Beendigung des Handels mit nicht nachhaltigem Palmöl, wie auch in den Standards und 

Bestimmungen der WTO gefordert; weist erneut darauf hin, dass diese Initiativen bei der 

Bewertung des Ausmaßes der sozioökonomischen und ökologischen Bedenken den 

unterschiedlichen Produktionssystemen und länderspezifischen Faktoren Rechnung tragen 

sollten, damit sie möglichst wirksam sind; 

8. fordert den Finanzsektor dementsprechend mit Nachdruck auf, 

Nachhaltigkeitserwägungen in seine Investitions- und Kreditvergabeaktivitäten einfließen 

zu lassen; 

9. unterstreicht, wie wichtig es ist, die Situation dadurch zu verbessern, dass eine geeignete 

Zertifizierung eingeführt wird, die für Kleinlandwirte und KMU leicht zugänglich ist, 

diese nicht diskriminiert, für die Verbraucher verständlich ist und mit der bestätigt wird, 

dass das betreffende Palmöl tatsächlich im Einklang mit Nachhaltigkeitsleitlinien und 

international vereinbarten bewährten Verfahren und Standards ohne Schäden für Umwelt, 

biologische Vielfalt, die lokalen Gemeinschaften, die indigene Bevölkerung und die 

Gesellschaft erzeugt wurde, und die es ermöglicht, den Ursprung des Erzeugnisses auf 

effektive und transparente Weise über die gesamte Lieferkette hinweg zurückzuverfolgen; 

ist der Überzeugung, dass freiwillige Zertifizierungssysteme besser funktionieren könnten, 

wenn sie weiter verstärkt werden, indem strengere Kriterien als derzeit verwendet werden, 

und sie mit Sorgfaltsmaßnahmen relevanter Akteure einhergehen, und wenn rechtliche 

Schritte gegen illegale Praktiken eingeleitet und die Verbraucher wesentlich besser 

informiert werden; fordert die Kommission auf, Informationskampagnen einzuleiten und 

die Verbraucher umfassend über die Folgen einer nicht nachhaltigen Palmölproduktion 

aufzuklären; 

10. unterstreicht, dass diese Zertifizierungssysteme im Wege eines inklusiven partizipativen 

Verfahrens unter Beteiligung aller einschlägigen, in die Lieferkette eingebundenen 

Akteure aus sämtlichen beteiligten Ländern konzipiert werden sollten, damit der 

internationale Handel nicht beeinträchtigt wird; 

11. begrüßt in diesem Zusammenhang nachdrücklich Initiativen wie zum Beispiel den RSPO, 

hält es jedoch für geboten, dass er kontinuierlich gestärkt wird, indem beispielsweise – 

aber nicht nur – die Vertretung der Interessengruppen durch eine bessere Beteiligung von 

KMU ausgeweitet wird und indem er mit einer gestärkten Prüf- und 
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Durchsetzungskapazität ausgestattet wird; 

12. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, weiterhin angemessene Alternativen 

für aus Palmöl gewonnenem Biodiesel zu erforschen; 

13. vertritt die Auffassung, dass die Nachhaltigkeit von Palmöl in der Erneuerbare-Energien-

Richtlinie – soweit es um die Verwendung als flüssiger Biobrennstoff geht – bzw. – für 

Biokraftstoffe – in der Richtlinie über die Qualität von Kraftstoffen gesetzlich definiert 

wurde, wohingegen es für Palmöl sowie für andere pflanzliche Öle wie zum Beispiel 

Raps- und Sonnenblumenöl, die in der Lebensmittelindustrie verwendet werden, keine 

rechtlichen Kriterien gibt; spricht sich daher für eine entsprechende Definition aus und 

fordert die Kommission auf, zu prüfen, ob die Nachhaltigkeitskriterien unter Beachtung 

der WTO-Regelungen und der OECD-Leitlinien auf andere Verwendungszwecke 

derselben Anbaupflanze ausgeweitet werden können;  

14. hält es für notwendig, dass die Zertifizierungssysteme ein wirklich nachhaltig erzeugtes 

Palmöl garantieren, indem wirksame Protokolle im Hinblick auf den Schutz der 

biologischen Vielfalt und die Achtung der Arbeitsbedingungen angewandt werden, mit 

denen erreicht werden kann, dass nahezu keine Entwaldung erforderlich ist; 

15. weist darauf hin, dass gemäß der Verordnung zu Rechtsdurchsetzung, Politikgestaltung 

und Handel im Forstsektor und den entsprechenden freiwilligen Partnerschaftsabkommen, 

die zwischen der EU und Holz erzeugenden Ländern geschlossen wurden, am 15. 

November 2016 das erste voll funktionsfähige Genehmigungssystem in Kraft trat, und 

zwar in Bezug auf Indonesien; fordert die EU auf, sich weiterhin für die freiwilligen 

FLEGT- Partnerschaftsabkommen einzusetzen und dafür Sorge zu tragen, dass auch Holz 

aus der Umwandlung von Land für das Anlegen von Ölpalmenplantagen darunter fällt; 

regt an, dass sich die Maßnahmen der EU für die Palmölbranche an den FLEGT-

Grundsätzen des Dialogs zwischen mehreren Interessengruppen, der Bekämpfung tief 

verwurzelter Verwaltungsprobleme in den Erzeugerländern und unterstützenden EU-

Einfuhrstrategien orientieren; ist der Ansicht, dass noch mehr freiwillige 

Partnerschaftsabkommen wie FLEGT angeregt werden sollten; stellt fest, dass eine 

ähnliche Vorgehensweise auch für Palmöl denkbar wäre und dass in der Folge die 

Kontrollen der Palmölbranche in den Zielländern verbessert werden könnten; 

16. hält solche Initiativen für äußerst nützlich und fordert, dass sie noch stärker beworben und 

auch auf andere Rohstoffe ausgeweitet werden; 
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